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1.) Auszug dem Eidg. Zivilgesetzbuch ZGB
Neunzehnter Titel: Das Grundeigentum

B. Beschränkungen

V. Öffentlichrechtliche Beschränkungen

Zweiter Abschnitt: Inhalt und Beschränkung des Grundeigentums

2. Bodenverbesserungen

Art. 703 ZGB
1 
Können Bodenverbesserungen, wie Gewässerkorrektionen, Entwässerungen, Bewässerungen, Aufforstungen, Weganlagen, Güterzusammenlegungen u. dgl. nur durch ein gemeinschaftliches Unternehmen ausgeführt werden, und hat die Mehrheit der beteiligten Grundeigentümer, denen zugleich mehr als die Hälfte des beteiligten Bodens gehört, dem Unternehmen zugestimmt, so sind die übrigen Grundeigentümer zum Beitritt verpflichtet. Die an der Beschlussfassung nicht mitwirkenden Grundeigentümer gelten als zustimmend. Der Beitritt ist im Grundbuch anzumerken. 

2 
Die Kantone ordnen das Verfahren. Sie haben insbesondere für Güterzusammenlegungen eine einlässliche Ordnung zu treffen. 

3 
Die kantonale Gesetzgebung kann die Durchführung solcher Bodenverbesserungen noch weiter erleichtern und die entsprechenden Vorschriften auf Baugebiete und Gebiete mit dauernden Bodenverschiebungen anwendbar erklären.

A. Inhalt

III. Bauten auf dem Grundstück

c. Zuweisung des Grundeigentums

3. Baurecht

Art. 675 ZGB
1 
Bauwerke und andere Vorrichtungen, die auf fremdem Boden eingegraben, aufgemauert oder sonstwie dauernd auf oder unter der Bodenfläche mit dem Grundstücke verbunden sind, können einen besonderen Eigentümer haben, wenn ihr Bestand als Dienstbarkeit in das Grundbuch eingetragen ist.

2 
Die Bestellung eines Baurechtes an einzelnen Stockwerken eines Gebäudes ist ausge​schlossen.

4. Leitungen

Art. 676 ZGB
1 
Leitungen für Wasser, Gas, elektrische Kraft u. dgl., die sich ausserhalb des Grund​stückes befinden, dem sie dienen, werden, wo es nicht anders geordnet ist, als Zuge​hör des Werkes, von dem sie ausgehen, und als Eigentum des Werkeigentümers be​trachtet.

2 
Soweit nicht das Nachbarrecht Anwendung findet, erfolgt die dingliche Belastung der frem​den Grundstücke mit solchen Leitungen durch die Errichtung einer Dienstbarkeit.

3 
Die Dienstbarkeit entsteht, wenn die Leitung nicht äusserlich wahrnehmbar ist, mit der Ein​tragung in das Grundbuch und in den andern Fällen mit der Erstellung der Leitung.
4. Wasserablauf

Art. 689 ZGB
1 
Jeder Grundeigentümer ist verpflichtet, das Wasser, das von dem oberhalb liegenden Grundstück natürlicherweise abfliesst, aufzunehmen, wie namentlich Regenwasser, Schneeschmelze und Wasser von Quellen, die nicht gefasst sind.

2 
Keiner darf den natürlichen Ablauf zum Schaden des Nachbarn verändern.

3 
Das für das untere Grundstück nötige Abwasser darf diesem nur insoweit entzogen werden, als es für das obere Grundstück unentbehrlich ist.

5. Entwässerungen

Art. 690

1 
Bei Entwässerungen hat der Eigentümer des unterhalb liegenden Grundstückes das Wasser, das ihm schon vorher auf natürliche Weise zugeflossen ist, ohne Entschädigung abzunehmen.

2 
Wird er durch die Zuleitung geschädigt, so kann er verlangen, dass der obere Eigentümer die Leitung auf eigene Kosten durch das untere Grundstück weiter führe.

6. Durchleitungen

Art. 691

a. Pflicht zur Duldung

1 
Jeder Grundeigentümer ist gehalten, die Durchleitung von Brunnen, Drainierröhren, Gas​röhren u. dgl. sowie von elektrischen ober- oder unterirdischen Leitungen gegen vorgängigen vollen Ersatz des dadurch verursachten Schadens zu gestatten, insofern sich die Leitung ohne Inanspruchnahme seines Grundstückes gar nicht oder nur mit unverhältnismässigen Kosten durchführen lässt.

2 
Das Recht auf Durchleitung aus Nachbarrecht kann in den Fällen nicht beansprucht wer​den, in denen das kantonale Recht oder das Bundesrecht auf den Weg der Enteignung ver​weist.

3 
Solche Durchleitungen werden, wenn es der Berechtigte verlangt, auf seine Kosten in das Grundbuch eingetragen.

Art. 692

b. Wahrung der Interessen des Belasteten

1 
Der belastete Grundeigentümer hat Anspruch darauf, dass auf seine Interessen in billiger Weise Rücksicht genommen werde.

2 
Wo ausserordentliche Umstände es rechtfertigen, kann er bei oberirdischen Leitungen verlangen, dass ihm das Stück Land, über das diese Leitungen geführt werden sollen, in angemessenem Umfange gegen volle Entschädigung abgenommen werde.

Art. 693

c. Änderung der Verhältnisse

1 
Ändern sich die Verhältnisse, so kann der Belastete eine seinen Interessen entsprechende Verlegung der Leitung verlangen.

2 
Die Kosten der Verlegung hat in der Regel der Berechtigte zu tragen.

3 
Wo besondere Umstände es rechtfertigen, kann jedoch ein angemessener Teil der Kosten dem Belasteten auferlegt werden.

2.) Auszug dem Einführungsgesetz zum Eidg. Zivilgesetzbuch EG ZGB
§ 53 Genossenschaften des kantonalen Rechts

Folgende Genossenschaften erlangen die juristische Persönlichkeit ohne Eintragung ins Handelsregister und unterstehen kantonalem Recht:


a. 
die Wasserversorgungsgenossenschaften gemäss § 2 Absatz 5 des Gesetzes vom 3. April 19671 über die Wasserversorgung der basellandschaftlichen Gemeinden (Wasserversorgungsgesetz) mit der Genehmigung der Statuten durch die zuständige Direktion;


b.
die Baulandumlegungsgenossenschaft gemäss § 61 Absatz 1 des Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 19982 (RBG) durch Beschluss der Baulandumlegung;


c. 
die Genossenschaft für die Durchführung einer Bodenverbesserung sowie die Genossenschaft für den Unterhalt von in Bodenverbesserungen erstellten Objekten gemäss § 26 Absatz 2 Buchstabe a des Landwirtschaftsgesetzes Basel-Landschaft vom 8. Januar 19983 (LG BL) mit der Genehmigung der Statuten durch den Regierungsrat.

§ 142 Duldung notwendiger Arbeiten bei Bodenverbesserungen

Während der Ausführung der Bodenverbesserung sowie für Unterhaltsarbeiten nach Abschluss der Bodenverbesserung sind die Grundeigentümerschaft und die Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter betroffener Grundstücke verpflichtet, den Zutritt auf ihre Grundstücke für notwendige Arbeiten zu gewähren.

§ 143 Bodenverbesserungen im Baugebiet

Liegen sachliche Gründe vor, kann eine Bodenverbesserung Flächen in Bau und Spezialzonen miteinbeziehen. In diesem Fall gelten die Bodenverbesserungsbestimmungen für das Zustandekommen des Unternehmens sowie das weitere Verfahren. In der Regel werden keine staatlichen Beiträge an diese Flächen ausgerichtet.

§ 148 Gesetzliche Grundpfandrechte

Ein gesetzliches Grundpfandrecht besteht, ohne Eintragung im Grundbuch und allen anderen Pfandrechten vorgehend, für:


a. 
die auf die Grundstücke entfallende Vermögenssteuer zu Gunsten von Kanton und Gemeinden, für das vergangene und für das laufende Jahr;


b.
die Immobiliensteuern gemäss § 70 des Gesetzes vom 7. Februar 19741 über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz);


c.
die Erbschafts- und Schenkungssteuern gemäss § 23 des Gesetzes vom 7. Januar 19801 über die Erbschafts- und die Schenkungssteuer;


d.
die Beurkundungs- und Grundbuchgebühren für Grundstückgeschäfte sowie die Vermessungskosten für Kanton und Gemeinden;


e.
die Prämien und Schätzungskosten der Gebäude- und Grundstückversicherung gemäss § 38 des Gesetzes vom 12. Januar 19812 über die Versicherung von Gebäuden, Grundstücken und Fahrhabe (Sachversicherungsgesetz);


f.
für Kosten, Beiträge und Gebühren zugunsten des Kantons und der Gemeinden sowie für Kosten im Zusammenhang mit Ersatzvornahmen gestützt auf die §§ 16, 19, 32 und 34 des Gesetzes vom 1. April 20043 über den Wasserbau und die Nutzung der Gewässer;


g.
den Wasser- und Abwasserzins, welchen eine Gemeinde von der Grundeigentümerschaft für das vergangene und für das laufende Jahr zu fordern hat;


h.
die an Kanton oder Gemeinden zu bezahlenden Beiträge an Wasserleitungen und Kanalisationen;


i.
die der Grundeigentümerschaft gemäss § 94 des Gesetzes vom 19. Juni 19504 über die Enteignung auferlegten Vorteilsbeiträge;


j.
die Umlegungskosten und Ausgleichszahlungen gemäss § 71 und für die Kosten der Ersatzvornahme gemäss § 138 des Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 19985 (RBG);


k.
die Restkosten bei Bodenverbesserungen zu Gunsten der durchführenden Körperschaft sowie für die Unterhaltsbeiträge zu Gunsten der Unterhaltsgenossenschaft.
3.) Auszug dem Eidg. Landwirtschaftsgesetz LwG

5. Titel: Strukturverbesserungen

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 92 Aufsicht LwG
Die Strukturverbesserungen stehen während und nach der Ausführung unter der Aufsicht des Kantons.

Art. 93 Grundsatz LwG
1 
Der Bund gewährt im Rahmen der bewilligten Kredite Beiträge für:

a. 
Bodenverbesserungen;

b. 
landwirtschaftliche Gebäude;

c. 
die Unterstützung von Projekten zur regionalen Entwicklung und zur Förderung von einheimischen und regionalen Produkten, an denen die Landwirtschaft vorwiegend beteiligt ist.

2 
...

3 
Die Gewährung eines Bundesbeitrages setzt die Leistung eines angemessenen Beitrages des Kantons einschliesslich seiner öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaften voraus.

4 
Der Bundesrat kann an die Gewährung der Beiträge Voraussetzungen und Auflagen knüpfen.

Art. 94 Begriffe

1 
Als Bodenverbesserungen gelten:

a. Werke und Anlagen im Bereich des ländlichen Tiefbaus;

b. die Neuordnung des Grundeigentums und der Pachtverhältnisse.

2 
Als landwirtschaftliche Gebäude gelten:

a.
Ökonomiegebäude;

b.
Alpgebäude;

c.
gemeinschaftliche Bauten im Berggebiet, die von Produzenten oder Produzentinnen zur Aufbereitung, Lagerung und Vermarktung in der Region erzeugter Produkte selbst erstellt werden.

2. Kapitel: Beiträge

1. Abschnitt: Beitragsgewährung

Art. 97 Projektgenehmigung LwG
1 
Der Kanton genehmigt die Projekte für Bodenverbesserung, landwirtschaftliche Gebäude und zur regionalen Entwicklung, die mit Bundesbeiträgen unterstützt werden.

2 
Er holt frühzeitig die Stellungnahme des Bundesamtes ein.

3 
Er legt das Projekt öffentlich auf und macht es im kantonalen Publikationsorgan bekannt.

4 
Er gibt den Organisationen, die aufgrund der Gesetzgebung über den Natur- und Heimatschutz, den Umweltschutz und die Wanderwege legitimiert sind, Gelegenheit zur Einsprache.

5 
Das Bundesamt hört nötigenfalls die weiteren Bundesbehörden an, deren Aufgabenbereiche durch das Projekt berührt werden. Es gibt dem Kanton bekannt, unter welchen Voraussetzungen und mit welchen Auflagen ein Projekt mit einem Beitrag unterstützt wird.

6 
Der Bundesrat bestimmt, welche Projekte dem Bundesamt nicht zur Stellungnahme zu unterbreiten sind.

7 
Über die Gewährung eines Beitrages entscheidet das Bundesamt erst, wenn die Genehmigung des Projektes rechtskräftig ist.

3. Abschnitt: Sicherung der Strukturverbesserungen

Art. 102 Verbot der Zweckentfremdung und der Zerstückelung LwG
1 
Grundstücke, Werke und Anlagen sowie landwirtschaftliche Gebäude, die mit Bundesbeiträgen verbessert worden sind, dürfen während 20 Jahren nach der Schlusszahlung des Bundesbeitrages ihrem landwirtschaftlichen Zweck nicht entfremdet werden, zudem darf Boden, welcher Gegenstand einer Güterzusammenlegung war, nicht zerstückelt werden.

2 
Wer das Verbot der Zweckentfremdung oder der Zerstückelung verletzt, hat die vom Bund geleisteten Beiträge zurückzuerstatten und allen verursachten Schaden zu ersetzen.

3 
Der Kanton kann Ausnahmen vom Zweckentfremdungs- und Zerstückelungsverbot bewilligen, wenn wichtige Gründe vorliegen. Er entscheidet, ob die geleisteten Beiträge ganz oder teilweise zurückzuerstatten sind oder ob auf eine Rückerstattung verzichtet wird.

Art. 103 Unterhalt und Bewirtschaftung LwG
1 
Die Kantone wachen darüber, dass nach einer vom Bund unterstützten Strukturverbesserung:

a. 
landwirtschaftlich genutzte Flächen nachhaltig sowie ökologische Ausgleichsflächen und Biotope zweckgemäss bewirtschaftet werden;

b.
Werke, Anlagen und landwirtschaftliche Gebäude sachgemäss unterhalten werden.

2 
Bei grober Vernachlässigung der Bewirtschaftung oder des Unterhalts sowie unsachgemässer Pflege kann der Kanton zur Rückerstattung der Beiträge angehalten werden. Der Kanton kann auf die Begünstigten Rückgriff nehmen.

Art. 104 Grundbuchanmerkung LwG
1 
Das Zweckentfremdungs- und Zerstückelungsverbot, die Unterhalts- und Bewirtschaftungspflicht sowie die Rückerstattungspflicht sind im Grundbuch anzumerken.

2 
Der Kanton meldet die Anmerkung von Amtes wegen an.

3 
Der Bundesrat kann Ausnahmen von der Anmerkungspflicht vorsehen. Er regelt die Löschung der Anmerkung.

Art. 184 Amtshilfe unter Behörden LwG
1 
Die Behörden des Bundes, der Kantone und der Gemeinden erteilen den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden auf Ersuchen hin die erforderlichen Auskünfte.

2 
Vermuten sie, dass ein Straftatbestand erfüllt ist, so informieren sie die Vollzugsbehörde.

4.) Auszug aus der Eidg. Strukturverbesserungsverordnung SVV

2. Abschnitt: Gesuche, Projektgenehmigung, Zahlungen

Art. 20 Kantonale Leistung SVV
1 
Die Gewährung eines Beitrages setzt eine kantonale Finanzhilfe voraus, die je nach Finanzkraft des Kantons mindestens 70–100 Prozent des Beitrages zu betragen hat. Keine kantonale Finanzhilfe ist erforderlich für Beiträge nach den Artikeln 17 und 19c Absatz 2.42

2 
An die kantonale Finanzleistung angerechnet werden können:

a.
Leistungen von öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaften, die nicht unmittelbar am Unternehmen beteiligt sind;

b. 
Beiträge von Gemeinden, welche diese aufgrund kantonalrechtlicher Bestimmungen als Anteil am Kantonsbeitrag obligatorisch zu leisten haben.

3 
Für Bodenverbesserungen zur Behebung von besonders schwerer Folgen von ausserordentlichen Naturereignissen sowie für Massnahmen nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe h kann das Bundesamt die kantonale Mindestleistung nach Absatz 1 im Einzelfall herabsetzen.

Art. 21 Gesuche SVV
1 
Gesuche um Beiträge sind dem Kanton einzureichen.

2 
Der Kanton prüft die Gesuche.

3 
Sind nach Ansicht des Kantons die Voraussetzungen für die Gewährung eines Beitrages erfüllt, so reicht er dem Bundesamt ein entsprechendes Beitragsgesuch ein.

Art. 23 Stellungnahme des Bundesamtes SVV
1 
Bevor der Kanton das Beitragsgesuch einreicht, holt er zum Projekt die Stellungnahme des Bundesamtes ein. Vorbehalten bleibt Artikel 24.

2 
Das Bundesamt äussert sich zum Projekt in Form:

a. 
einer Auskunft, wenn lediglich eine Vorstudie mit grober Kostenschätzung vorliegt oder die Durchführung des Projektes zeitlich nicht festgelegt werden kann;

b. 
eines Vorbescheides mit den vorgesehenen Auflagen und Bedingungen, wenn ein Vorprojekt mit Kostenschätzung vorliegt;

c. 
eines verbindlichen Mitberichtes nach Artikel 22 der Verordnung vom 19. Oktober 198843 über die Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn ein Umweltverträglichkeitsprüfungs-Verfahren durchgeführt wird.

Art. 25 Unterlagen für ein Beitragsgesuch SVV
1 
Der Kanton hat im Beitragsgesuch über die Umstände Auskunft zu geben, die für die Beitragsfestsetzung wesentlich sind. 

2 
Das Beitragsgesuch muss die folgenden Unterlagen enthalten: 

a. 
rechtskräftige Verfügungen über die Genehmigung des Projektes und über die Finanzhilfe des Kantons;

b. 
Nachweis der Publikation im kantonalen Amtsblatt nach den Artikeln 12 und 12a des Bundesgesetzes vom 1. Juli 196646 über den Natur- und Heimatschutz;

c. 
Verfügungen über die Finanzhilfen öffentlich-rechtlicher Gebietskörperschaften, soweit der Kanton deren Anrechnung an die kantonale Finanzhilfe verlangt;

d. 
Meldeblatt für den Investitionskredit (Art. 53) bei kombinierten Unterstützungen;

e.
Bedingungen und Auflagen des Kantons.

3 
Das Bundesamt bezeichnet die technischen Unterlagen, die zusätzlich dem Beitragsgesuch beizulegen sind.

Art. 25a Unterlagen für eine Vereinbarung SVV
1 
Als Grundlage für eine Vereinbarung nach Artikel 28a hat der Kanton folgende Unterlagen bereitzustellen:

a. 
Genehmigung des Projekts durch die zuständige kantonale Behörde;

b. 
Nachweis der Publikation im kantonalen Amtsblatt nach den Artikeln 12 und 12a des Bundesgesetzes vom 1. Juli 196648 über den Natur- und Heimatschutz. Falls bei der Unterzeichnung der Vereinbarung der Nachweis noch nicht erbracht werden kann, ist die Publikation in der Vereinbarung zu regeln;

c. 
Bedingungen und Auflagen des Kantons;

d. 
technische Unterlagen.

2 
Bei Projekten zur regionalen Entwicklung nach Artikel 11a sind zusätzlich zu den Unterlagen nach Absatz 1 das Wertschöpfungspotenzial, die öffentlichen Anliegen, die Wirtschaftlichkeit der Massnahmen und die Koordination mit der Regionalentwicklung, den Pärken von nationaler Bedeutung sowie der Raumplanung aufzuzeigen.

Art. 26 Projektprüfung durch das Bundesamt SVV
Das Bundesamt überprüft die Konformität des Projektes mit dem Bundesrecht, die Berücksichtigung der Auflagen und Bedingungen der Stellungnahme und überwacht die landwirtschaftliche und technisch-konzeptionelle Zweckmässigkeit.

Art. 27 Beitragszusicherung SVV
Das Bundesamt sichert den Beitrag in Form einer Verfügung oder einer Vereinbarung dem Kanton zu. Bei kombinierten Unterstützungen genehmigt es gleichzeitig den Investitionskredit, wenn er den Grenzbetrag übersteigt (Art. 55 Abs. 2).

Art. 27a Beitragsverfügung SVV
1 
Mit der Beitragsverfügung legt das Bundesamt die erforderlichen Bedingungen und Auflagen fest.

2 
Es setzt für die Durchführung des Projekts und die Einreichung der Abrechnung Fristen fest.

Art. 29 Kontrolle durch das Bundesamt SVV
Das Bundesamt kontrolliert stichprobenweise die Ausführung der Massnahme und die Verwendung der ausgerichteten Bundesmittel.

Art. 30 Auszahlung an den Kanton SVV
1 
Der Kanton kann für jedes Projekt, entsprechend dem Baufortschritt, Teilzahlungen verlangen. Der minimale Auszahlungsbetrag pro Teilzahlung beträgt 40 000 Franken.

2 
Mit Teilzahlungen werden höchstens 80 Prozent des zugesicherten Beitrages ausbezahlt.

3 
Die Schlusszahlung erfolgt projektbezogen aufgrund eines Einzelantrages des Kantons.

3. Abschnitt:

Baubeginn und Anschaffungen sowie Ausführung der Projekte

Art. 31 Baubeginn und Anschaffungen SVV
1 
Mit dem Bau darf erst begonnen und Anschaffungen dürfen erst getätigt werden, wenn die Investitionshilfe rechtskräftig verfügt ist und die zuständige kantonale Behörde die entsprechende Bewilligung erteilt hat.

2 
Die zuständige kantonale Behörde kann einen vorzeitigen Baubeginn oder eine vorzeitige Anschaffung bewilligen, wenn das Abwarten der Rechtskraft der Verfügung mit schwerwiegenden Nachteilen verbunden wäre. Solche Bewilligungen geben jedoch keinen Anspruch auf eine Investitionshilfe.

3 
Für Vorhaben, welche mit einem Investitionskredit über dem Grenzbetrag nach Artikel 55 Absatz 2 oder mit einem Beitrag unterstützt werden, darf die kantonale Behörde die Bewilligung zum vorzeitigen Baubeginn oder für vorzeitige Anschaffungen nur mit Zustimmung des Bundesamtes erteilen.

4 
Bei vorzeitigem Baubeginn oder bei vorzeitigen Anschaffungen ohne vorgängige schriftliche Bewilligung wird keine Investitionshilfe gewährt.

Art. 32 Ausführung der Bauprojekte SVV
1 
Die Ausführung muss dem für die Investitionshilfe massgebenden Projekt beziehungsweise Raumprogramm entsprechen.

2 
Wesentliche Projektänderungen bedürfen der vorgängigen Genehmigung durch das Bundesamt. Wesentlich sind Projektänderungen, welche:

a.
zu Änderungen an den für den Entscheid über die Investitionshilfen massgebenden Grundlagen und Kriterien führen;

b. 
Projekte in Inventaren des Bundes betreffen oder welche einer gesetzlichen Koordinations- oder Mitwirkungspflicht auf Bundesebene unterliegen.

3 
Mehrkosten, die 50 000 Franken überschreiten und mehr als 10 Prozent des genehmigten Voranschlages betragen, bedürfen der Genehmigung durch das Bundesamt, sofern dafür um einen Beitrag nachgesucht wird.

Art. 33 Aufsicht SVV
1 
Die Kantone orientieren das Bundesamt über ihre Vorschriften und ihre Organisation für die Kontrolle des Verbotes der Zweckentfremdung und der Zerstückelung (Art. 102 LwG) sowie der Überwachung des Unterhaltes und der Bewirtschaftung (Art. 103 LwG).

2 
Sie erstatten dem Bundesamt alle drei Jahre Bericht über die Zahl der Kontrollen, deren Ergebnisse und allfällige Anordnungen und Massnahmen.

Art. 34 Oberaufsicht SVV
Das Bundesamt übt die Oberaufsicht aus. Es kann Kontrollen vor Ort durchführen.

Art. 35 Zweckentfremdung und Zerstückelung SVV
1 
Als Zweckentfremdung gilt insbesondere:

a. 
die Überbauung oder anderweitige Verwendung von Kulturland oder landwirtschaftlichen Gebäuden zu nichtlandwirtschaftlichen Zwecken;

b. 
die Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung unterstützter Gebäude, als solche ist auch die Verminderung der Futterbasis zu verstehen, wenn dadurch die Voraussetzungen für eine Unterstützung nach Artikel 3 oder 10 nicht mehr erfüllt sind;

c. 
der Verzicht auf den Wiederaufbau oder die Wiederherstellung unterstützter Bauten und Anlagen nach der Zerstörung durch Feuer oder Naturereignisse;

d. 
bei Wasser- und Elektrizitätsversorgungen: die Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung angeschlossener Gebäude oder der Anschluss nichtlandwirtschaftlicher Gebäude, sofern dieser im für die Beitragsverfügung massgebenden Projekt nicht vorgesehen war.

2 
Nicht dem Zweckentfremdungsverbot unterliegen Parzellen, welche im Zeitpunkt der Beitragsverfügung nicht landwirtschaftlich genutzt oder im Rahmen des Projekts für eine nichtlandwirtschaftliche Verwendung ausgeschieden wurden.

3 
Boden, welcher Gegenstand einer Güterzusammenlegung war, darf nicht zerstückelt werden.

4 
Das Verbot der Zweckentfremdung gilt ab der Zusicherung eines Bundesbeitrages, das Zerstückelungsverbot ab dem Erwerb des Eigentums an den neuen Grundstükken.

5 
Das Verbot der Zweckentfremdung und die Rückerstattungspflicht enden 20 Jahre nach der Schlusszahlung des Bundes.

Art. 37 Rückerstattung von Beiträgen aufgrund von Zweckentfremdungen und Zerstückelungen SVV
1 
Bewilligt der Kanton eine Zweckentfremdung oder eine Zerstückelung, so entscheidet er gleichzeitig über die Rückerstattung der geleisteten Beiträge.

2 
Verfügungen des Kantons über Zweckentfremdungen und Rückerstattungen sind dem Bundesamt nur zu eröffnen, wenn auf eine Rückerstattung ganz oder teilweise verzichtet wird.

2bis 
Der Kanton kann auf geringfügige Rückerstattungen von weniger als 500 Franken im Einzelfall sowie auf Rückerstattungen von Beiträgen gemäss Artikel 14 Absatz 3 verzichten.

3 
Erteilt der Kanton eine Bewilligung gestützt auf Artikel 36 Buchstabe d, so sind die Beiträge nicht zurückzuerstatten.

4 
Bei Zweckentfremdungen oder Zerstückelungen ohne Bewilligung des Kantons sind die Beiträge in vollem Umfange zurückzuerstatten.

5 
Massgebend für die Höhe der Rückerstattung sind insbesondere:

a. 
die zweckentfremdete Fläche;

b. 
das Mass der nichtlandwirtschaftlichen Nutzung; und

c. 
das Verhältnis der tatsächlichen zur bestimmungsgemässen Verwendungsdauer (Art. 29 Abs. 1 des Subventionsgesetzes vom 5. Okt. 199057).

6 
Die bestimmungsgemässe Verwendungsdauer beträgt:

a. 
für Bodenverbesserungen 40 Jahre

b. 
für landwirtschaftliche Gebäude 30 Jahre

c. 
für milchwirtschaftliche Verarbeitungsbetriebe und mechanische Anlagen wie Seilbahnen 20 Jahre

Art. 39 Rückerstattung aus andern Gründen SVV
1 
Beiträge sind insbesondere auch zurückzuerstatten:

a. 
wenn sie den Kantonen aufgrund unwahrer oder täuschender Angaben von Beteiligten oder von amtlichen Organen ausgerichtet wurden;

b. 
wenn Finanzhilfen von Kantonen, Gemeinden oder andern öffentlich-rechtlichen Körperschaften, die bei der Festsetzung der Bundesunterstützung mitbestimmend waren, nachträglich nicht ausgerichtet oder wieder zurückbezahlt wurden;

c. 
bei schwerwiegenden Mängeln der Ausführung oder bei Nichteinhaltung von Bedingungen und Auflagen;

d.
wenn nachträglich Änderungen vorgenommen werden, die den Voraussetzungen der Bundesunterstützung zuwiderlaufen oder wenn durch irgendwelche Massnahmen der Werk- oder Grundeigentümer die Wirkung der unterstützten Verbesserung wesentlich geschmälert wird;

e.
bei gewinnbringender Veräusserung, wobei der Gewinn nach den Artikeln 31 Absatz 1, 32 und 33 des Bundesgesetzes vom 4. Oktober 199160 über das bäuerliche Bodenrecht berechnet wird; das Bundesamt legt die Anrechnungswerte fest.

2 
Der zurückzuerstattende Beitrag wird bemessen:

a. 
in den Fällen von Absatz 1 Buchstaben a–d nach den Artikeln 28 und 30 des Subventionsgesetzes vom 5. Oktober 1990;

b.
im Fall von Absatz 1 Buchstabe e nach Artikel 37 Absatz 5.

Art. 38 Unterhalts- und Bewirtschaftungspflicht SVV
1 
Ökologische Ausgleichsflächen, welche im Rahmen einer umfassenden gemeinschaftlichen Massnahme ausgeschieden wurden, sind nach dem 3. Titel 1. Kapitel der DZV zu bewirtschaften.

2 
Die Pflege von Biotopen richtet sich nach den für das betreffende Objekt geltenden Schutzbestimmungen. Wo solche fehlen, erlässt der Kanton die nötigen Anordnungen.

3 
Landwirtschaftliche Nutzflächen, welche Teil einer Strukturverbesserung waren, unterliegen der Duldungspflicht nach Artikel 71 LwG.

4 
Bei andauernder grober Vernachlässigung der Bewirtschaftung oder des Unterhaltes sowie bei unsachgemässer Pflege von Biotopen fordert der Kanton nach erfolgloser Mahnung die Beiträge zurück. Massgebend für die Berechnung sind die zugunsten der nicht bewirtschafteten Flächen oder des mangelhaft unterhaltenen Werkes entrichteten Beiträge.

Art. 42 Grundbuchanmerkung SVV
1 
Auf eine Grundbuchanmerkung kann verzichtet werden: 

a. 
beim Fehlen eines Grundbuches oder einer genügenden kantonalen Ersatzeinrichtung;

b. 
wenn der Eintrag mit einem unverhältnismässig hohen Aufwand verbunden wäre;

c. 
bei nicht flächengebundenen Bodenverbesserungen (z.B. Wasser- und Elektrizitätsversorgung); d. bei periodischen Wiederinstandstellungen.

2 
An die Stelle der Grundbuchanmerkung tritt in den Fällen nach Absatz 1 Buchstaben a–c eine Erklärung des Werkeigentümers, worin er sich zur Einhaltung des Zweckentfremdungsverbotes, der Bewirtschaftungs- und Unterhaltspflicht, der Rückerstattungspflicht sowie allfälliger weiterer Bedingungen und Auflagen verpflichtet. 

3 
Der Nachweis der Grundbuchanmerkung oder die Erklärung sind dem Bundesamt spätestens mit dem Gesuch für die Schlusszahlung einzureichen, bei etappenweise subventionierten Unternehmen mit dem ersten Schlusszahlungsgesuch einer Etappe. 

4 
Der Kanton meldet dem zuständigen Grundbuchamt das Datum, an dem das Verbot der Zweckentfremdung und die Rückerstattungspflicht enden. Das Grundbuchamt trägt dieses Datum in der Anmerkung nach.

5 
Das Grundbuchamt löscht die Anmerkung des Zweckentfremdungsverbotes und der Rückerstattungspflicht nach deren Ablauf von Amtes wegen.

6 
Auf Antrag des Belasteten und mit Zustimmung des Kantons kann die Grundbuchanmerkung gelöscht werden auf Flächen, für welche eine Zweckentfremdung oder eine Zerstückelung bewilligt worden ist oder für welche die Beiträge zurückerstattet worden sind.

5.) Auszug aus dem Landwirtschaftsgesetz des Kantons Basel-Landschaft LG BL
D. Strukturverbesserungen

I. Bodenverbesserungen

§ 25 Zweck und Geltungsbereich LG BL
1 
Dieses Gesetz regelt Bodenverbesserungen, welche von Bund oder Kanton subventionierbar sind oder aufgrund der eidgenössischen und kantonalen Gesetzgebung auf andere Weise unterstützt werden können.

2 
Diese haben zum Zweck:

a. 
die Lebens- und Wirtschaftsverhältnisse im ländlichen Raum zu verbessern,

b. 
die Betriebsgrundlagen zu verbessern und die Produktionskosten zu senken,

c. 
zur Entflechtung verschieden nutzbarer Grundstücke beizutragen,

d. 
ökologische und raumplanerische Ziele zu verwirklichen,

e. 
das Kulturland sowie kulturtechnische Bauten und Anlagen vor Zerstörung durch Naturereignisse zu schützen oder danach wiederherzustellen,

f. 
bei starker Parzellierung zur Rechtssicherheit und zur Bereinigung der Rechte beizutragen,

g. 
die amtliche Vermessung durchzuführen sowie weitere öffentliche Werke zu verwirklichen.
§ 26 Organisation LG BL
1 
Bodenverbesserungen sind Einzelunternehmen oder gemeinschaftliche Werke.

2 
Eine Bodenverbesserung wird:

a. 
auf Beschluss der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer von einer öffentlichrechtlichen Genossenschaft durchgeführt;

b. 
von betroffenen Personen vertraglich vereinbart;

c. 
bei Anordnung durch den Regierungsrat, gestützt auf überwiegendes öffentliches Interesse, von einer öffentlichrechtlichen Genossenschaft oder dem zuständigen Amt (kurz: Amt) durchgeführt;

d. 
auf Beschluss einer oder mehrerer Einwohnergemeinden vom Gemeinderat oder einer Kommission durchgeführt.

§ 27 Finanzierung LG BL
1 
Der Kanton bestimmt, wofür er Beiträge ausrichtet.

2 
An den beitragsberechtigten Kosten in Bodenverbesserungen beteiligt sich:

a. der Kanton mit 5 - 50%

b. die jeweilige Gemeinde mit mindestens 5%.

3 
Die Kosten einer freiwilligen Pachtlandarrondierung werden von den Bewirtschafterinnen und Bewirtschaftern sowie vom Kanton im selben Rahmen getragen.

4 
Die Gesamtkosten abzüglich der Subvention von Bund, Kanton und Gemeinden ergeben die Restkosten.

5 
Die Restkosten werden unter Berücksichtigung des Nutzens auf die Beteiligten verteilt. Hierfür können Akonto-Zahlungen (Arenbeiträge) eingefordert werden.

§ 28 Einleitung des Verfahrens bei Gesamtmeliorationen LG BL
1 
Der Gemeinderat beschliesst den Perimeter im Einvernehmen mit dem Amt und legt ihn während 30 Tagen öffentlich auf. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet der Regierungsrat.
2 
Die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer werden mit eingeschriebenem Brief auf die Auflage hingewiesen. Sie können innerhalb der Auflagefrist schriftlich und begründet Beschwerde beim Regierungsrat erheben. Der Regierungsrat entscheidet über die Beschwerden und genehmigt den bereinigten Perimeter. Das Verfahren ist unter Vorbehalt von § 20 Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 13. Juni 1988 kostenlos.
3 
Die Mehrheit der betroffenen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern oder die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, denen mehr als die Hälfte des Bodens gehört, entscheiden über die Gründung einer öffentlichrechtlichen Genossenschaft.

4 
Der Regierungsrat kann die Durchführung des Werkes bei überwiegendem öffentlichen Interesse auch bei einem ablehnenden Beschluss der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer anordnen.

§ 29a Bekanntmachung, Rechtsmittel bei Gesamtmeliorationen LG BL
1 
Die Genossenschaft beschliesst jede öffentliche Auflage, den Perimeter ausgenommen (§ 28).

2 
Die Auflage wird im Amtsblatt und auf andere geeignete Weise bekannt gemacht. Die Genossenschaftsmitglieder werden schriftlich auf die Auflage hingewiesen. 

3 
Die Auflage dauert 30 Tage. Während der Auflage kann gegen den Inhalt der aufgelegten Akten bei der Genossenschaft schriftlich und begründet Einsprache erhoben werden.

4 
Die Genossenschaft erledigt die Einsprachen soweit möglich auf dem Wege der Verständigung und leitet sie mit ihrem Antrag an den Regierungsrat weiter.

5 
Der Regierungsrat entscheidet über die unerledigten Einsprachen und genehmigt die behandelte Auflage. Das Verfahren ist unter Vorbehalt von § 20 Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 13. Juni 1988 kostenlos.

§ 34 Verfahren LG BL
Der Regierungsrat erlässt ergänzende Verfahrensbestimmungen.

§ 35 Abschluss der Bodenverbesserung LG BL
1 
Wurde eine Bodenverbesserung mit Mitteln des Kantons unterstützt, sind die landwirtschaftlich genutzten Flächen nachhaltig sowie die ökologischen Werke zweckmässig zu bewirtschaften und Bauten und Anlagen sachgemäss zu unterhalten.

2 
Das Eigentum an gemeinschaftlich erstellten Bauten und Anlagen geht in einwandfreiem Zustand kostenlos an die zuständige Einwohnergemeinde über.

3 
Kleinere Bodenverbesserungen können den angeschlossenen Privaten zu Eigentum, Betrieb und Unterhalt übergeben werden.

4 
Liegen besondere Umstände vor, können gemeinschaftlich erstellte Objekte einer öffentlichrechtlichen Unterhaltsgenossenschaft zu Eigentum und Unterhalt übertragen werden.

5 
Die Unterhalts- und Bewirtschaftungspflicht von Biotopen und gemeinschaftlich erstellten ökologischen Werken ist bei Übergabe an die Gemeinde, eine öffentlichrechtliche Körperschaft oder Private zu konkretisieren.

§ 35a Wiederinstandstellung

1 
Ist eine Baute oder Anlage in einer vom Kanton unterstützten Bodenverbesserung erstellt worden, die Eigentümerin jedoch nicht mehr vorhanden oder nicht mehr eruierbar, ist die Gemeinde verpflichtet Eigentum und Unterhalt zu übernehmen.

2 
Die Gemeinde ist weder zur Wiederinstandstellung von nicht sachgemäss unterhaltenen noch zum Neubau von zerstörten Bauten und Anlagen verpflichtet, welche sie von Dritten übernommen hat.

3 
Kosten für Wiederinstandstellungsarbeiten von allgemeinen Anlagen, die über die ordentliche Wartung hinausgehen, können von den Einwohnergemeinden im Verhältnis der verbesserten Landfläche ganz oder teilweise auf die betroffenen Grundstücke verteilt werden.

III. Gemeinsame Bestimmungen für Bodenverbesserungen und landwirtschaftliche Hochbauten

§ 38 Eigentumsbeschränkungen LG BL
Eigentumsbeschränkungen wie Zweckentfremdungs- und Zerstückelungsverbot sowie Unterhalts- und Bewirtschaftsungspflicht richten sich nach den Vorgaben des Bundes.

§ 39 Rückerstattungspflicht LG BL
Die Beiträge des Kantons und der Gemeinden sind ganz oder teilweise zurückzuerstatten, wenn der mit öffentlichen Mitteln verbesserte Boden oder die baulichen Anlagen innert 20 Jahren seit der Schlusszahlung zweckentfremdet, mangelhaft bewirtschaftet oder unterhalten, oder gewinnbringend veräussert werden.

§ 40 Anmerkung im Grundbuch LG BL
Der Beizug eines Grundstückes in einer Bodenverbesserung ist für die Dauer des Unternehmens im Grundbuch anzumerken, sofern es sich nicht um eine freiwillige Bodenverbesserung handelt.

§ 49 Einsichts- und Zutrittsrecht

Wer öffentliche Mittel aufgrund dieses Gesetzes beansprucht, hat den zuständigen Behörden in alle erforderlichen Unterlagen Einsicht zu gewähren und Kontrollen auf den Betrieben und im Felde zuzulassen.

6.) Auszug aus der Bodenverbesserungsverordnung des Kantons BL BoV
A. Grundsätzliches und Einleitung der Bodenverbesserung

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 2 Aufsicht BoV BL
Die vom Bund und Kanton unterstützten Bodenverbesserungen unterstehen während der Ausführung und nach der Vollendung der Aufsicht des Vermessungs- und Meliorationsamtes (Amt).
§ 3 Anmerkung BoV BL
1 
Das Amt ordnet die Anmerkung der Bodenverbesserung im Grundbuch an, sobald diese beschlossen ist, in allen anderen Fällen nach Zusicherung des Kantonsbeitrages.

2 
Die Anmerkung umfasst Name und Art der Bodenverbesserung.

3 
Dem Grundbuchamt sind der Plan des Beizugsgebietes sowie das Grundeigentümer- und Flächenverzeichnis einzureichen.

4 
Der Eintrag ist vom Grundbuchamt zu bestätigen.

II. Beizugsgebiet

§ 5 Raumplanung und Bodenverbesserung BoV BL
Raumplanung und Bodenverbesserung sind bezüglich Inhalt und Verfahren aufeinander abzustimmen.

§ 6 Verfahrensleitung

Erstreckt sich eine Bodenverbesserung auf das Gebiet verschiedener Gemeinden, übernimmt die Verfahrensleitung in der Regel der Gemeinderat derjenigen Gemeinde, in welcher die grösste beigezogene Fläche oder der grössere Teil des Bauwerks liegt.

§ 7 Grundsätze zur Ausscheidung des Beizugsgebietes BoV BL
1 
Das Beizugsgebiet umfasst die Gesamtheit der in eine Bodenverbesserung einbezogenen Grundstücke.

2 
Das Beizugsgebiet ist auf natürliche und wirtschaftliche Zusammenhänge sowie auf die raumplanerischen, landwirtschaftlichen und ökologischen Verhältnisse auszurichten.

3 
Wird mit einer Bodenverbesserung zusätzlich nichtlandwirtschaftlicher Nutzen geschaffen, ist das Beizugsgebiet entsprechend auszuscheiden, sofern die Personen, welche den Nutzen daraus ziehen, die zusätzlichen Kosten übernehmen.

§ 8 Änderungen am Beizugsgebiet BoV BL
1 
Änderungen am Beizugsgebiet werden von der durchführenden Körperschaft beschlossen und sinngemäss nach dem Verfahren zur Ausscheidung des Beizugsgebietes vorgenommen. 

2 
Änderungen des Beizugsgebietes (Gesamtmelioration) können nur soweit vorgenommen werden, als die Mehrheitsverhältnisse nach Artikel 703 ZGB und § 28 Absatz 3 LG BL bestehen bleiben.

3 
In Entwässerungs- und Rutschgebieten kann der spätere Beizug eines Grundstückes oder eines zusammenhängenden Gebietes auf Antrag der Genossenschaft, des Gemeinderates oder des Amtes vom Regierungsrat angeordnet werden, sofern dem Bodenverbesserungsunternehmen ein Schaden erwachsen ist oder zu entstehen droht oder dem Bauvorhaben ein unverhältnismässiger Mehraufwand entstünde.

III. Öffentliche Auflage und Rechtsmittel

§ 9 Freigabe zur öffentlichen Auflage BoV BL
Das Amt prüft die Unterlagen und gibt sie zur Auflage frei.

§ 10 Mitteilung der öffentlichen Auflage BoV BL
1 
Die Pflicht zur schriftlichen Mitteilung besteht gegenüber Personen, die Wohnsitz oder Sitz in der Schweiz haben oder ein inländisches Zustelldomizil bezeichnet haben.

2 
Über persönliche Betreffnisse der aufgelegten Akten werden Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer in der Mitteilung auszugsweise unterrichtet.
§ 11 Einspracheverhandlung BoV BL
Das Ergebnis der Einspracheverhandlungen wird schriftlich festgehalten.

§ 12 Expertenkommission für Meliorationen BoV BL
1 
Der Regierungsrat wählt auf Antrag der Volkswirtschafts- und Sanitätsdirektion drei bis fünf Mitglieder in die Expertenkommission für Meliorationen.

2 
Das Amt reicht der Volkswirtschafts- und Sanitätsdirektion jeweils vor Ablauf der vierjährigen Amtszeit einen Vorschlag für die Wahl der Mitglieder ein.

§ 13 Zuständigkeit der Expertenkommission für Meliorationen BoV BL
Die Expertenkommission für Meliorationen stellt dem Regierungsrat Antrag zum Entscheid über die unerledigten Einsprachen bzw. Beschwerden gegen erstinstanzliche Entscheide.

§ 14 Koordination bei mehrfach bewilligungspflichtigen Projekten BoV BL
1 
Ist das Einholen mehrerer Bewilligungen notwendig, ist das Amt Leitbehörde und sorgt für die zeitliche und inhaltliche Koordination der verschiedenen Verfahren.

2 
Ist eine Baubewilligung erforderlich, obliegt die Verfahrensleitung der Baubewilligungsbehörde.

§ 17 Einleitung und Beizugsgebiet bei baulichem Werk

1
Das Verfahren wird eingeleitet durch das Bestimmen des Beizugsgebietes. Die Gemeinde legt dieses mit Zustimmung des Amtes nach folgenden Kriterien fest:


a. 
Betroffenheit,


b. 
Begünstigung,


c. 
Finanzierbarkeit.

2 
Die Gemeinde legt das Beizugsgebiet 30 Tage öffentlich auf.

3 
Während der Auflagefrist kann beim Regierungsrat Beschwerde erhoben werden.

B. Von einer Genossenschaft ausgeführte Bodenverbesserungen

III. Weitere Bestimmungen

§ 36 Verfahrensbestimmungen BoV BL
1 
Für Auflagen und Rechtsmittel bei der Landumlegung und beim baulichen Werk gelten die Verfahrensbestimmungen gemäss LG BL.

2 
Gegen Verfügungen der Genossenschaftsorgane kann innert 10 Tagen beim Regierungsrat Beschwerde erhoben werden.
C. Durchführung der Gesamtmelioration, der Landumlegung sowie des baulichen Werkes

I. Öffentliche Auflagen sowie ergänzende Bestimmungen zum Verfahren

§ 38 Verfahren der Gesamtmelioration BoV BL
1 
Im Verfahren der Gesamtmelioration sind insbesondere aufzulegen:

a. 
das generelle Projekt,

b. 
die ökologischen Massnahmen,

c. 
der alte Besitzstand und die Bewertung,

d. 
der Neuzuteilungsentwurf,

e. 
die Mehr- und Minderwerte,

f. 
die Bereinigung der Rechte und Lasten,

g. 
der Kostenverteiler.

2 
Die Mehr- und Minderwerte sind spätestens mit dem Kostenverteiler aufzulegen.
§ 40 Verfahren beim baulichen Werk BoV BL
1 
Beim baulichen Werk sind nur das generelle Projekt und/oder das Detailprojekt sowie die ökologischen Massnahmen öffentlich aufzulegen, allenfalls der Restkostenverteiler.

2 
Bedarf es keines generellen Projektes, dient das Detailprojekt als Grundlage zur Beitragsgewährung.
§ 43 Generelles Projekt

1 
Das Amt prüft das generelle Projekt vor der Auflage auf Zweckmässigkeit und Vollständigkeit.

2 
Die Ausdolung von Gewässern ist im generellen Projekt aufzuzeigen. 
3 
Das generelle Projekt hat bestehende wertvolle Naturobjekte sowie den ökologischen Aufwertungsbedarf und die Aufwertungsmassnahmen in den Grundzügen auszuweisen.

§ 44 Grundsätze zur Erarbeitung des generellen Projektes sowie des Detailprojektes

1 
Über die von der Genossenschaftsversammlung beschlossenen Grundsätze erstellt das Amt zuhanden der Vollzugskommission eine schriftliche Beurteilung.

2 
Gelangt ein Projekt zur öffentlichen Auflage, welches sich auf beschlossene Grundsätze stützt, sind diese Grundsätze den Auflageakten zur Orientierung beizufügen.
§ 45 Meldepflicht BoV BL
Die durchführende Körperschaft meldet Projektänderungen und Mehrkosten, die beitragsberechtigte Projektteile betreffen, unverzüglich dem Amt.

§ 56 Bereinigung der Rechte und Lasten

1 
Die durchführende Körperschaft bereinigt die Rechte und Lasten. 
2 
Die Bereinigung der Rechte und Lasten kann nach dem Eintrag des neuen Bestandes im Grundbuch erfolgen.

3 
Das Grundbuchamt prüft die Bereinigung der Rechte und Lasten und gibt sie zur Auflage frei.

4 
Die Bereinigung der Rechte und Lasten bedarf der Genehmigung des Regierungsrates.

5 
Die bereinigten Rechte und Lasten sind Rechtsgrundausweis für den Eintrag ins Grundbuch.

§ 57 Übergang des Eigentums an den gemeinschaftlichen Anlagen BoV BL
1 
Neu erstellte oder baulich veränderte gemeinschaftliche Anlagen wie Wege und Strassen gehen mit der Bauabnahme von der Genossenschaft zu Nutzung und Unterhalt an die Einwohnergemeinde über.

2 
Der Eigentumsübergang am Bau erfolgt mit der Übertragung des Grundeigentums.

II. Abschluss der Bodenverbesserungen

§ 58 Subventions-Schlussabrechnung BoV BL
Das Amt erstellt die Subventions-Schlussabrechnung für Bund, Kanton und Gemeinde über alle beitragsberechtigten Arbeiten der ausgeführten Bodenverbesserung.

§ 59 Rechnungsruf BoV BL
1 
Die durchführende Körperschaft publiziert den Rechnungsruf vor Abschluss der Bodenverbesserung im Amtsblatt.

2 
Bei Einzelunternehmen kann auf den Rechnungsruf verzichtet werden.

§ 60 Dokumentation BoV BL
1 
Die zur Nachführung des Leitungskatasters benötigten Daten, welche in der Bodenverbesserung erstellte oder veränderte Anlagen erfassen, werden der Gemeinde übergeben.

2 
Dem Amt sind Angaben und Pläne über Objekte zu übergeben, welche in der Bodenverbesserung subventioniert worden sind.

3 
Das Datenformat ist zu Beginn des Unternehmens festzulegen.

D. Vereinbarte sowie von der Gemeinde durchgeführte Bodenverbesserungen

II. Durchführung der Bodenverbesserung durch die Gemeinde, Organisation und Verfahren

§ 62 Beschlussfassung der Bodenverbesserung durch die Einwohnergemeinde BoV BL
1 
Die Legislative der Einwohnergemeinde beschliesst:

a. die Gesamtmelioration oder die Landumlegung zusammen mit dem Beizugsgebiet,

b. das bauliche Werk aufgrund des Projektes.

2 
Das Beizugsgebiet oder das Projekt ist während mindestens 10 Tagen vor der Beschlussfassung öffentlich einsehbar.

§ 63 Verfahrensbestimmungen BoV BL
Für öffentliche Auflagen und Rechtsmittel gelten die Verfahrensbestimmungen gemäss LG BL.

§ 64 Aufgaben des Gemeinderates BoV BL
Der Gemeinderat übernimmt die, in den gesetzlichen Bestimmungen über die Bodenverbesserung, der Genossenschaft übertragenen Aufgaben, Rechte und Pflichten.

§ 65 Bodenverbesserungskommission BoV BL
1 
Der Gemeinderat kann die Durchführung der Bodenverbesserung einer Kommission übertragen.

2 
Deren Aufgaben und Befugnisse sind in einem Gemeindereglement zu bestimmen.

§ 66 Beschlussfassung und Durchführung der Bodenverbesserung bei Beteiligung mehrerer Gemeinden BoV BL
1 
Führen mehrere Gemeinden eine Bodenverbesserung durch, beschliesst jede Gemeinde über den auf ihrem Gebiet liegenden Projektteil.

2 
Im Rahmen der Gemeindegesetzgebung kann der Gemeinderat die Ausführung der Bodenverbesserung für Teilgebiete weiterer Gemeinden übernehmen.

§ 67 Rechnungsführung und Abschluss der Bodenverbesserung BoV BL
1 
Der Gemeinderat wählt für die Dauer des Projektes mindestens zwei Personen für das Revisorat.

2 
Die Rechnung über die Bodenverbesserung wird separat geführt.

3 
Ist der Rechnungsruf erfolgt, das Projekt abgerechnet, und hat der Gemeinderat dem Amt den letzten Revisorenbericht eingereicht, wird die Bodenverbesserung durch die letzte Subventionszahlung abgeschlossen.

E. Kostenbeitrag und Erhaltung des Werkes

I. Beitragsleistungen des Kantons

§ 68 Beitragsgewährung BoV BL
1 
Gesuche können im Rahmen der vorhandenen Mittel bewilligt werden, sofern die Auflagen und Bedingungen erfüllt sind. 

2 
Wenn Kantons- und Bundesbeiträge zusammen unter 50'000 Fr. liegen, entscheidet das Amt über den Kantonsbeitrag.

§ 69 Beiträge an Bodenverbesserungen BoV BL
Beiträge werden gewährt nach Massgabe von Artikel 14 der Verordnung vom 7. Dezember 1998 über die Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft (SVV).
§ 70 Anrechenbare Kosten an Bodenverbesserungen BoV BL
Bei Bodenverbesserungen sind folgende Kosten anrechenbar:

a. 
Kosten gemäss Artikel 15 und Artikel 15a SVV,

b. 
Beurkundungs- und Grundbuchgebühren bei freiwillig erstellten Werken,

c. 
Kosten für Arbeiten in landwirtschaftlichem Interesse zur Einleitung von Bodenverbesserungen (Vorstudie) sowie Arbeiten, welche die Koordination mit anderen Bereichen sicherstellen,

d. 
Kosten für das Erarbeiten der für Leitungs- und Meliorationskataster notwendigen Daten.

II. Auslösen des Bundes- und Kantonsbeitrages

§ 71 Bestätigung der Beitragsbedingungen BoV BL
Die Gesuchstellerin bestätigt dem Amt innert einem Monat seit der Zusicherung der Beiträge durch Bund und Kanton in einer schriftlichen Erklärung, dass sie mit den zugesicherten Beiträgen sowie mit den an die Beitragszusicherung geknüpften Bedingungen und Auflagen einverstanden ist.

§ 72 Baubeginn BoV BL
Beitragsberechtigte Arbeiten dürfen erst in Angriff genommen werden, wenn das Amt das Werk zur Ausführung freigibt.

§ 73 Zweckentfremdung BoV BL
1 
Das Amt bewilligt die im Rahmen des Bundesrechts vorgesehenen Ausnahmen vom Verbot der Zweckentfremdung und setzt die Höhe der zurückzuerstattenden Beiträge fest.

2 
Durch Zweckentfremdung verursachte Schäden an gemeinschaftlichen Bauten und Anlagen sind zu beheben.

3 
Subventions-Beiträge von Bund und Kanton unter 200 Franken werden nicht zurückgefordert.

4 
Die Grundbuchämter melden dem Amt die beabsichtigten Handänderungen von Grundstücken, auf denen die Rückerstattungspflicht angemerkt ist.

§ 74 Gewinnbringende Handänderung BoV BL
Liegt eine gewinnbringende Handänderung vor, verfügt das Amt die Höhe der zurückzuerstattenden Beiträge.

III. Erhaltung des Werkes BoV BL
§ 75 Unterhaltspflicht BoV BL
Werden Werke (Objekte bzw. Flächen) ökologisch aufgewertet, erstellt die Eigentümerin oder der Eigentümer einen Bewirtschaftungs- und Pflegeplan und sorgt für die Sicherstellung der erforderlichen Mittel.

§ 76 Archivierung BoV BL
Wird die Genossenschaft aufgelöst, sind ihre Akten der Gemeinde in das Archiv zu übergeben.

FM / 19. Februar 2007 / R. Breu
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